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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
– Drucksache 14/8386 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bewachungsgewerberechts

A. Problem

Anpassung der in der Gewerbeordnung und der Bewachungsverordnung gere-
gelten Voraussetzungen vor allem für die im öffentlichen Bereich ausgeführten
Tätigkeiten des privaten Bewachungsgewerbes an gestiegene notwendige
qualitative Anforderungen; Sicherstellung der Unantastbarkeit des staatlichen
Gewaltmonopols.

B. Lösung

Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der Beschlussempfehlung mit
den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
gegen die Stimme eines Mitglieds der Fraktion der CDU/CSU bei Stimm-
enthaltung der übrigen Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der
Fraktion der PDS

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

1. Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Die mit der Ausführung des Gesetzes betrauten Gemeinden werden durch die
intensivere Zuverlässigkeitsüberprüfung in geringem Maße mehr belastet. Die
Differenzierung zwischen Bewachungstätigkeiten, für die eine Sachkundeprü-
fung erforderlich ist, und solchen, für die nur eine Unterrichtung notwendig ist,
wird ebenfalls zu einem – nicht quantifizierbaren – Kontrollaufwand führen.
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E. Sonstige Kosten
Die Bewachungsunternehmen werden durch die verlängerten Unterrichtungen,
insbesondere für das Personal, mit Mehrkosten belastet, soweit diese nicht von
den (angehenden) Wachleuten selber getragen werden. Das Gleiche gilt für die
Sachkundeprüfungen. Die Kosten für eine Personalunterrichtung werden
sich. um ca. 1 000 DM und für die Unterrichtung des Gewerbetreibenden um
2 200 DM erhöhen. Die Kosten für eine Sachkundeprüfung werden auf bis zu
300 DM geschätzt, wobei die notwendige Vorbereitung derzeit nicht quantifi-
ziert werden kann, da diese dem Probanden freigestellt bleibt.
Diese Kostenerhöhungen werden Auswirkungen auf die Preise des Bewa-
chungsgewerbes haben, die sich aber wegen der unterschiedlichen Kostenstruk-
turen der einzelnen Betriebe nicht quantifizieren lassen; Auswirkungen auf das
Gesamtpreisniveau sind nicht zu erwarten, da Bewachungsleistungen in der
Regel nur gegenüber anderen gewerblichen Betrieben erbracht werden und
diese Kosten dabei auch meist nur eine untergeordnete Rolle spielen.

F. Bürokratiekostenbelastung
Der Entwurf bringt bestimmte zusätzliche Belastungen für die Bewachungs-
firmen auf Grund von
– zusätzlichen Datenschutzbestimmungen,
– zusätzlichen Anzeigepflichten beim Waffengebrauch,
– Einführung eines Namensschildes für bestimmte Wachleute.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf der Bundesregierung mit folgenden Maßgaben, im Übrigen
unverändert, anzunehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d (§ 34a Abs. 5 Satz 1 und 2 GewO)

a) Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d § 34a Abs. 5 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Satz 1 sind die Wörter „Mitarbeiter von Bewachungsunternehmen
dürfen“ durch die Wörter „Der Gewerbetreibende und seine
Beschäftigten dürfen bei der Durchführung von Bewachungsaufga-
ben“ zu ersetzen.

bb) In Satz 2 sind die Wörter „haben die Mitarbeiter den“ durch die Wör-
ter „ist der“ zu ersetzen.

b) Am Ende von Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d wird folgender neue Absatz 6
eingefügt:

„(6) Der Bewachungsunternehmer und seine Wachpersonen dürfen in-
nerhalb und außerhalb des befriedeten Besitztums nur dann Schusswaffen
führen, wenn ein Auftrag durchgeführt wird, der dies aus Gründen der
Sicherung einer besonders gefährdeten Person im Sinne des § 32 Abs. 1
Nr. 3 Waffengesetz oder eines besonders gefährdeten Objektes erfordert.
Die Überlassung von Schusswaffen gemäß § 35 Abs. 3 Waffengesetz an
Wachpersonen, die die Schusswaffe führen sollen, darf erst erfolgen,
wenn die zuständige Behörde zugestimmt hat. Die Zustimmung ist zu
versagen, wenn die Wachperson nicht die Voraussetzungen des § 30
Abs. 1 Nr. 1 und 2 Waffengesetz erfüllt oder die Haftpflichtversicherung
das Risiko des Umgangs mit Schusswaffen durch die Wachpersonen nicht
umfasst.“

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 144 Abs. 2 GewO)

In Artikel 1 Nr. 2 (§ 144 Abs. 2 GewO) werden folgende Buchstaben c und d
angefügt:

,c) In § 144 Abs. 2 Nr. 3 wird nach dem Wort „zuwiderhandelt,“ das Wort
„oder“ gestrichen.

d) In § 144 Abs. 2 Nr. 4 werden der Punkt am Ende durch das Wort „oder“
ersetzt und folgende Nummer 5 angefügt:

„5. entgegen § 34a Abs. 6 Satz 1 oder 2 eine Schusswaffe führt oder
überlässt.“‘

3. Vor Artikel 2 Nr. 1 ist folgende Nummer 01 einzufügen:

,In § 2 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt:

„Auf Antrag können die Industrie- und Handelskammern Schulen des
Bewachungsgewerbes mit der Durchführung der Unterrichtung gemäß § 1
Abs. 2 Nr. 4 betrauen, wenn die Kammern gewährleisten, dass die Schule die
Unterrichtung in gleichwertiger Form durchführen kann und dabei insbeson-
dere die Anforderungen des § 3 beachtet. Die Bescheinigung nach § 3 Abs. 2
wird auch in diesen Fällen von der Industrie- und Handelskammer
ausgestellt.“‘
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4. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 5 Abs. 2 BewachV)

§ 5 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen:

„(2) Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4, die nach § 3 unterrichtet
worden sind und Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 ausüben wollen,
bedürfen keiner weiteren Unterrichtung, wenn sie seitdem eine mindestens
dreijährige ununterbrochene Bewachungstätigkeit nachweisen.“

4a. Zu Artikel 2 Nr. 4 (Abschnitt 1a Bewachungsverordnung)

In § 5a Absatz 1 wird das Wort „Wachaufgaben“ durch das Wort „Bewa-
chungsaufgaben“ ersetzt.

5. Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 8 Bewachungsverordnung)

Artikel 2 Nr.5 wird wie folgt geändert:

§ 8 Abs. 1wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Vorschriften des Ersten und Dritten Abschnitts des Bundes-
datenschutzgesetzes finden mit Ausnahme des § 27 Abs. 2 auch Anwen-
dung, soweit der Gewerbetreibende in Ausübung seines Gewerbes Daten
über Personen, die nicht in seinem Unternehmen beschäftigt sind, weder
unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen noch in oder aus nicht auto-
matisierten Dateien verarbeitet, nutzt oder dafür erhebt. Soweit die Vor-
schriften des Ersten Abschnitts des Bundesdatenschutzgesetzes nur für au-
tomatisierte Verarbeitungen gelten, finden sie keine Anwendung. Die Vor-
schriften des Dritten Abschnitts des Bundesdatenschutzgesetzes, die nur für
automatisierte Verarbeitungen oder für die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten in oder aus nicht automatisierten Dateien gelten, finden entspre-
chende Anwendung. Die §§ 34 und 35 des Bundesdatenschutzgesetzes gel-
ten mit der Maßgabe, dass § 19 Abs. 1 Satz 3 und § 20 Abs. 1 Satz 2 des
Bundesdatenschutzgesetzes entsprechende Anwendung finden.“

6. Zu Artikel 2 Nr. 8 Buchstabe a (§ 11 Abs. 1 Satz 2 BewachV)

In Artikel 2 Nr. 8 Buchstabe a ist in § 11 Abs. 1 Satz 2 die Nummer 3 zu
streichen; die früheren Nummern 4 und 5 werden 3 und 4.

7. Zu Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 BewachV)

Artikel 2 Nr. 9 Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 BewachV) wird wie folgt gefasst:

a) § 13 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. Der bisherige Satz 3 wird § 13
Abs. 1 Satz 2.

7a. Zu Artikel 2 Nr. 10 (§ 14 Bewachungsverordnung)

In § 14 Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „§ 9 Satz 1“ durch die Angabe
„§ 9 Abs. 1“ ersetzt.

8. Zu Artikel 2 Nr. 11 (§ 15 BewachV)

In Artikel 2 Nr. 11 ist § 15 wie folgt zu ändern:

a) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen:

„1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls,“

b) Nach Nummer 2 ist folgende neue Nummer 3 einzufügen:

„3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls,“

c) Die frühere Nummer 3 wird Nummer 4.
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9. Zu Artikel 2 Nr. 12 (§ 16 BewachV)
a) Artikel 2 Nr. 12 Buchstabe d erhält folgenden Wortlaut:

d) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
„7. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 1 ein Schild nicht oder nicht in der vor-

geschriebenen Weise trägt,“
b) Artikel 2 Nr. 12 Buchstabe e bis i werden durch folgende Buchstaben

e bis h ersetzt:
e) Nach Nummer 7 wird folgende neue Nummer 8 eingefügt:

„8. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 2 die Rückgabe der Schusswaffen und
der Munition nicht sicherstellt,“.

f) Die bisherigen Nummern 8 bis 10 werden Nummern 9 bis 11.
g) In der neuen Nummer 10 wird am Ende das Komma durch das Wort

„oder“ ersetzt.
h) In der neuen Nummer 11 wird am Ende das Wort „oder“ durch einen

Punkt ersetzt.

Berlin, den 24. April 2002

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie

Dr. Heinz Riesenhuber
Vorsitzender

Hartmut Schauerte
Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Hartmut Schauerte

I.
Der Gesetzentwurf wurde in der 227. Sitzung des Deutschen
Bundestages am 21. März 2002 dem Ausschuss für Wirt-
schaft und Technologie zur Federführung sowie dem Innen-
ausschuss und dem Rechtsausschuss zur Mitberatung über-
wiesen.

II.
Die in dem Gesetzentwurf enthaltenen Änderungen der Ge-
werbeordnung und der Bewachungsverordnung dienen dem
Ziel, die in der Gewerbeordnung und der Bewachungsver-
ordnung geregelten Voraussetzungen vor allem für die im
öffentlichen Bereich ausgeführten Tätigkeiten des Bewa-
chungsgewerbes an gestiegene notwendige qualitative An-
forderungen anzupassen. Der Gesetzentwurf umfasst eine
Änderung des § 34a GewO sowie eine Folgeänderung der
Bußgeldvorschrift des § 144 Abs. 2 GewO und darüber hin-
aus etliche Änderungen in der Bewachungsverordnung.
In der Gewerbeordnung wird klargestellt, dass dem Sicher-
heitsgewerbe außer in den Fällen der Beleihung nur die vom
Auftraggeber vertraglich übertragenen privatrechtlichen Be-
fugnisse sowie die so genannten Jedermannrechte zustehen.
Damit soll deutlich werden, dass private Sicherheitsdienste
keinerlei Sonderbefugnisse haben. Im Übrigen wird aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass auch die Wachleute bei
eventuellen Vorgehen gegenüber Dritten den Grundsatz der
Erforderlichkeit zu beachten haben.
Für Wachleute, die mit dem Schutz vor Ladendieben (z. B.
als Kaufhausdetektive), mit Kontrollgängen im öffentlichen
Verkehrsraum oder in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich
öffentlichem Verkehr (z. B. auf Bahnhöfen, im öffentlichen
Personennahverkehr, in Ladenpassagen) oder als bewa-
chende Kontrolleure vor Diskotheken tätig sein sollen, wird
eine Sachkundeprüfung eingeführt. Für Wachleute, die auch
künftig keine Sachkundeprüfung ablegen müssen, wird die
Zahl der vorgeschriebenen Unterrichtungsstunden von 24
auf 40 Stunden erhöht; für die Unterrichtung des Gewerbe-
treibenden wird die Zahl von 40 auf 80 Stunden neu festge-
legt.
Die Zuverlässigkeit der Wachleute soll bereits vorab gründ-
licher überprüft werden; auch nach Aufnahme ihrer Tätig-
keit soll die Einhaltung ihrer Zuverlässigkeit u. a. dadurch
gewährleistet werden, dass zuverlässigkeitsrelevante Verur-
teilungen oder Anklageerhebungen von den Justizbehörden
den zuständigen Aufsichtsbehörden unmittelbar mitgeteilt
werden.

Bestimmte in öffentlich zugänglichen Räumen tätige Wach-
leute sollen verpflichtet werden, ein Namensschild zu tra-
gen. Überarbeitet wurde auch die spezielle Regelung für das
Führen von Waffen bei der Durchführung von Bewachungs-
aufgaben. Sie wurde insoweit verschärft, als nunmehr An-
gehörige privater Sicherheitsdienste Schusswaffen nur bei
der tatsächlichen Durchführung eines konkreten Bewa-
chungsauftrags führen dürfen.

III.
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner Sit-
zung am 24. April 2002 beraten und mehrheitlich mit
den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP
und PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der CDU/CSU
empfohlen, den Gesetzentwurf in der Fassung der Ände-
rungsanträge der Koalitionsfraktionen anzunehmen.

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner Sit-
zung am 24. April 2002 beraten und einvernehmlich mit
den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der
CDU/CSU in Abwesenheit der Fraktion der PDS empfoh-
len, den Gesetzentwurf in der Fassung der Änderungsan-
träge der Koalitionsfraktionen anzunehmen.

IV.
Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den
Gesetzentwurf der Bundesregierung – Drucksache 14/8386
– in seiner 79. Sitzung am 24. April 2002 beraten. Die Koa-
litionsfraktionen und die Fraktion der CDU/CSU brachten
zur abschließenden Beratung Änderungsanträge ein.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, FDP und PDS den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU abzulehnen.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP gegen die Stimme eines Mitglieds der
Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der übrigen
Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und der Fraktion der
PDS, dem Deutschen Bundestag die Annahme des Gesetz-
entwurfs in der Fassung des Änderungsantrages der Koaliti-
onsfraktionen (Anlage 1) zu empfehlen.

Berlin, den 24. April 2002

Hartmut Schauerte
Berichterstatter
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Anlage 1
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